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mit Schreiben vom 2. September 2022 stellten Sie folgenden Antrag nach dem IFG: 
 
„bitte senden Sie mir Folgendes zu: 
 
Alle Ihnen vorliegenden Dokumente, aus denen hervorgeht, dass die öffentliche Verwaltung in 
Deutschland nur 100.000 Überweisungen am Tag ausführen könne. 
 
Christian Lindner hat diese Schätzung im Rahmen der Pressekonferenz vom 31. August 2022 
geäußert. https://www.bundesregierung.de/breg-de/mediathek/pressekonferenz-nach-
abschluss-der-klausur-2080706“ 
 
Für die Zusendung eines förmlichen Bescheides ist die Angabe einer aktuellen, zustellfähigen 
Postanschrift erforderlich. Das Verwaltungsverfahrensrecht fordert grundsätzlich für auf 
Antrag zu führende Verfahren die Klarheit der Identität von Antragstellerinnen oder -stellern. 
Dazu gehört insbesondere bei einer ggf. (teil-)ablehnenden Entscheidung die Mitteilung einer 



 

 

Seite 2 Postanschrift. Die Behörde hat für eine formgerechte, ordnungsgemäße und rechtssicher nach-
weisbare Zustellung Sorge zu tragen.  
§ 1 Absatz 1 Satz 1 IFG gewährt gegenüber Behörden des Bundes einen Anspruch auf Zugang 
zu amtlichen Informationen (§ 2 Nummer 1 IFG). Nach § 1 Absatz 2 IFG kann die Behörde 
Auskunft erteilen, Akteneinsicht gewähren oder Informationen in sonstiger Weise zur Verfü-
gung stellen, soweit keine Ausschlussgründe einer Herausgabe entgegenstehen. Einen An-
spruch auf Informationsbeschaffung vermittelt das IFG nicht. 
 
Zudem kann ich Ihnen mitteilen, dass keine amtliche Information nach § 2 Nummer 1 IFG im 
Bundesministerium der Finanzen vorhanden sind, aus denen hervorgeht, dass die öffentliche 
Verwaltung in Deutschland nur 100.000 Überweisungen am Tag ausführen könne. Ihr Antrag 
wäre daher abzulehnen.  
 
Nur für den Fall, dass Sie eine behördliche Entscheidung über Ihren Antrag wünschen, bitte 
ich Sie noch um die Angabe einer zustellfähigen Postanschrift, um eine rechtssichere 
Zustellung vornehmen zu können. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Im Auftrag 
█████
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